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A. Zur Notwendigkeit einer grundlegenden Reform des
Verbandssanktionenrechts

Das geltende Recht zur Sanktionierung von Verbänden ist lückenhaft,
fragmentiert und widersprüchlich und die Rechtsdurchsetzung uneinheit­
lich; ferner fehlt wesentlichen Elementen der Rechtspraxis die gesetzliche
Grundlage. Eine umfassende Reform des geltenden Verbandssanktionen­
rechts ist daher aus unserer Sicht unerlässlich.

I. Lückenhaftigkeit des geltenden Rechts

Das geltende Recht enthält lediglich eine Vorschrift über die Sanktionie­
rung juristischer Personen: den mehr als 50 Jahre alten §30 OWiG.1 Ge­
meinsam mit §130 OWiG sowie dem inhaltlich wenig ergiebigen §444
StPO bildet er die gesetzliche Grundlage, auf der juristische Personen we­
gen der Begehung unternehmensbezogener Straftaten sanktioniert werden
können. Ursprünglich sah § 30 OWiG die Verhängung einer Geldbuße als
Nebenfolge vor, insbesondere um eine durch die Straftat erlangte Berei­
cherung bei der juristischen Person abschöpfen zu können. Die rudimen­
tären gesetzlichen Regelungen waren auf dieses begrenzte Ziel zugeschnit­
ten; ihm entsprach auch die Stellung der juristischen Person als Nebenbe­
teiligte. Seit rund einem Jahrzehnt werden §§ 30, 130 OWiG -  vor allem in
großen und medienöffentlichen Fällen -  als „Kern eines Unternehmens-

1 Vorläufernormen finden sich im Gesetz zur Vereinfachung des Wirtschaftsstraf­
rechts aus dem Jahr 1949 sowie in dessen Nachfolgegesetz aus dem Jahr 1954; dazu
und zu den Unterschieden K. Rogali, in: Karlsruher Kommentar zum OWiG,
5. Aufl. 2018, § 30 Rn. 22; M. Kubiciel, in: Soyer (Hrsg.), Handbuch Unternehmens­
strafrecht, 2020, Kapitel 21 Rn. 7.
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und Verbandsstrafrechts“2 zur parastrafrechtlichen Sanktionierung von
Unternehmen herangezogen, ohne dass sich an der schmalen rechtlichen
Grundlage Wesentliches geändert hätte. Nach wie vor hat die juristische
Person keinen Status als Beschuldigte, ihr fehlen demzufolge entscheiden­
de Beschuldigten- und Verteidigungsrechte. Das Bundesverfassungsgericht
sieht das Ziel des Ordnungswidrigkeitenrechts darin, auf Rechtsverstöße
von minderem Unrechtsgehalt mit einer „nachdrücklichen Pflichtenmah­
nung“ zu reagieren.3 Demzufolge kennt das Gesetz lediglich die Verhän­
gung einer Geldbuße sowie die voraussetzungs- und folgenlose Einstellung
des Verfahrens als Formen der Verfahrensbeendigung, nicht aber die Ein­
stellung des Verfahrens nach Erfüllung von Auflagen und Weisungen.
Letztere haben sich indes international als geeigneter Weg zur Verbesse­
rung der Compliance in Unternehmen und anderen Verbänden erwiesen.4
Auch im Übrigen ist die Liste von Fragen, die das geltende Recht nicht be­
antwortet, lang. Diese betreffen zunächst die Verteidigungsrechte des Ver­
bandes sowie die Voraussetzungen und Folgen der Kooperation zwischen
Verband und Staatsanwaltschaft. Zudem enthält das geltende Recht keine
auf Verbände zugeschnittenen Sanktionszumessungsregeln. Infolgedessen
bleibt auch offen, ob vor der Tat implementierte Compliance-Manage-
ment-Systeme oder deren Optimierung während des Verfahrens zu einer
Bußgeldreduzierung führen; der BGH hat diese Möglichkeit zwar ange­
deutet, aber nicht verbindlich entschieden.5 Ferner thematisiert das gelten­
de Recht nicht die Frage, wie und mit welchen Folgen interne Untersu­
chungen in Unternehmen zur Aufklärung des Sachverhalts durchgeführt
werden können und sollen. Vor allem aber ist unklar, unter welchen Vor­
aussetzungen die Staatsanwaltschaften gegen Verbände zu ermitteln begin­
nen bzw. wann sie davon absehen sollen. Empirische Studien zeigen jeden­
falls, dass die Strafverfolgungsbehörden vom geltenden Opportunitätsprin-

2 Rogall, in: Karlsruher Kommentar zum OWiG, § 30 Rn. 21.
3 Dazu nur BVerfGE 45, 272, 288 f.; BVerfG, vom 2.7.2003, 2 BvR 273/03; Rn. 11, so­

wie W. Mitsch, in: Karlsruher Kommentar zum OWiG, Einleitung Rn. 85.
4 Vgl. E. Hoven/T. Weigend, Praxis und Probleme des Verbandsstrafrechts in den

USA, ZStW 130 (2018), 213, 226 f.; M. Kubiciel, Unternehmensstrafrecht im
Rechtsvergleich, 2019, S. 27.

5 Vgl. BGH vom 09.05.2017, 1 StR 265/16: „Dabei kann auch eine Rolle spielen, ob
die Neben beteiligte in der Folge dieses Verfahrens entsprechende Regelungen opti­
miert und ihre betriebsinternen Abläufe so gestaltet hat, dass vergleichbare Norm-
verietzungen zukünftig jedenfalls deutlich erschwert werden.“
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zip regional unterschiedlichen Gebrauch machen,6 obgleich das Ermessen
regelgeleitet ausgeübt werden soll (vgl. Nr. 180a der Richtlinien für das
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren).

6 Dazu M. Henssler/E. Hoven/M. Kubiciel/T. Weigend, Kölner Entwurf eines Verbands­
sanktionengesetzes, NZWiSt 2018, 1, 6. Die Ergebnisse decken sich mit den Ergeb­
nissen anderer Teilstudien, siehe etwa A. Geismar, Der Tatbestand der Aufsichts­
pflichtverletzung bei der Ahndung von Wirtschaftsdelikten. Eine Untersuchung zu
§ 130 OWiG unter Berücksichtigung des Kartellordnungswidrigkeitenrechts, 2012,
S. 147; K. Krems, Der NRW-Entwurf für eine Verbandsstrafgesetzbuch, ZIS 2015, 5.

7 Überschritten werden darf die Höchstgrenze nur zur Abschöpfung des aus der
Ordnungswidrigkeit gezogenen wirtschaftlich Vorteils (§17 Abs. 4 OWiG), doch
hat diese Abschöpfung keine punitiven Zwecke; zudem wird -  wie die Beispiele
andeuten -  nicht in jedem Fall von Unternehmensstraftaten auch ein solcher Vor­
teil erlangt.

Insgesamt lässt sich keine bundesweit einheitliche Rechtsanwendung
feststellen: Unterschiede betreffen nicht nur das „Wie“ der Verfahrensfuh-
rung und die Umstände eines Verfahrensabschlusses, sondern bereits das
„Ob“ der Einleitung von Verfahren. Die fehlende Rechtsanwendungs­
gleichheit in Deutschland fuhrt auf Seiten der Verbände zu Rechtsunsi­
cherheit und Wettbewerbsverzerrungen.

II. Fragmentarität und Widersprüche

Inzwischen wird das veraltete Ordnungswidrigkeitenrecht von zahlreichen
Spezialvorschriften überlagert. Insbesondere das Unionsrecht verlangt in
zunehmendem Maß für einzelne Rechtsgebiete die Schaffung weitergehen­
der Sanktionsregelungen -  etwa hinsichtlich der Sanktionshöhe, der Sank­
tionszumessung und der Rechtsnachfolge. Inzwischen sind neben das
OWiG eine Reihe besonderer Sanktionsvorschriften für Verbände getre­
ten, etwa im Kartell-, Datenschutz- und Finanzmarktrecht. Deren Inhalt
weicht teils deutlich vom Inhalt des OWiG ab. Diese Fragmentierung des
Sanktionenrechts führt zu kaum erklärbaren Widersprüchen: So kann eine
juristische Person für einen ihr zurechenbaren Verstoß gegen Regeln des
Finanzmarktrechts mit einer am Gesamtumsatz orientierten Geldbuße be­
legt werden, während § 30 Abs. 2 OWiG den Bußgeldrahmen für die Sank­
tionierung betriebsbezogener Straftaten (etwa einer fahrlässigen Tötung
durch eine fehlerhafte Anlage oder einen versuchten Betrug) auf 10 Millio­
nen Euro begrenzt.7 Aber auch der deutsche Gesetzgeber hat Gesetze ge­
schaffen, deren Sanktionsregeln von jenen des OWiG abweichen, etwa das
Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken
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(NetzDG). Dies fuhrt nicht nur zu einer Fragmentierung des Sanktionen­
rechts und bedingt Widersprüche, sondern kann auch als ein weiteres In­
diz für die Reformbedürftigkeit der Materie gelten.

B. Bewertung des Entwurfs eines Gesetzes zur Sanktionierung
verbandsbezogener Straftaten

1. Der eigenständige, „dritte Weg“ des VerSanG-E

Der Entwurf eines Gesetzes zur Sanktionierung verbandsbezogener Strafta­
ten (im Folgenden: VerSanG-E) setzt die im geltenden Koalitionsvertrag
formulierten politischen Ziele um und stellt die Sanktionierung von Ver­
bänden auf eine umfassende gesetzliche Grundlage. Damit werden die
oben genannten Lücken des geltenden Rechts geschlossen. Insgesamt ge­
winnt das (veraltete) nationale Recht Anschluss an die internationale
Rechtsentwicklung, ohne Modelle, Normen und Rechtsinstitute anderer
Rechtsordnungen zu kopieren. Dies zeigt sich schon daran, dass der Ge­
setzgeber die Regeln über die Unternehmenssanktionierung nicht -  wie
im Ausland verbreitet -  im Strafgesetzbuch verortet oder in anderer Weise
als Strafrecht im engeren Sinne ausweist. Vielmehr sucht er -  im Einklang
mit dem von den Autoren dieser Stellungnahme 2018 vorgelegten „Kölner
Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes“8 -  einen dritten Weg zwi­
schen Verwaltungssanktionen und Strafrecht, der den Besonderheiten der
Sanktionierung von Verbänden Rechnung trägt und das Kernstrafrecht
unangetastet lässt. Darüber hinaus werden aus dem ausländischen Recht
bekannte und teilweise in die deutsche Rechtspraxis überführte Praktiken
wie internal investigations, monitoring oder deferred prosecution agreements
nicht einfach als „legal transplants“ übernommen, sondern in eine dem
deutschen Recht entsprechende Form gebracht und bestehenden Institu­
tionen inhaltlich angenähert, so dass etwas Eigenes entsteht.

8 M. Henssler/E. Hoven/M. Kubiciel/T. Weigend, Kölner Entwurf eines Verbandssank­
tionengesetzes, NZWiSt 2018, 1.
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II. Wesentliche Vorzüge gegenüber dem geltenden Recht

Als positive Neuerungen sollen die folgenden Beispiele genannt werden:

• Die Ersetzung des Opportunitätsprinzips durch die Pflicht zur Ermitt­
lung wird für eine gleichmäßigere Rechtsdurchsetzung sorgen, da
Staatsanwaltschaften künftig in ganz Deutschland dem Anfangsver­
dacht einer Verbandstat nachgehen müssen.

• Das Legalitätsprinzip geht nicht mit einem Anklagezwang einher. Viel­
mehr schafft das Gesetz zahlreiche Möglichkeiten für eine Einstellung
von Verfahren, nicht nur bei einer erwarteten Sanktionierung im Aus­
land, sondern vor allem auch gegen die Erfüllung von Auflagen und
Weisungen.

• Mit der Möglichkeit, den Verband zu verwarnen und die Sanktionie­
rung (teilweise) gegen die Erfüllung von Auflagen und Weisungen vor­
zubehalten, rückt das Ziel der Verbesserung der Compliance in den
Vordergrund und die Sanktionierung in den Hintergrund. Anders als
heute werden Verfahren im Regelfall nicht mehr mit der Verhängung
einer Geldbuße (bzw. Verbandsgeldsanktion) enden. Vielmehr werden
jene Formen der diversionellen (Teil-)Erledigung dominieren, die dem
geltenden Recht fehlen. Damit gewinnt die Bedeutung von Compli­
ance eine neue, rechtlich gesicherte Bedeutung.

• Der Umstand, dass eine (vollständige) Sanktionierung die Ausnahme
sein wird, nimmt auch der Erhöhung des Sanktionsrahmens für große
Unternehmen ihre Drastik. Die Aufhebung der Obergrenze von 10
Millionen Euro ist bei großen Unternehmen angemessen, um eine bes­
sere Anpassung der Sanktion an die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
zu ermöglichen; gleichzeitig übernimmt das VerSanG-E das mittlerwei­
le in vielen Spezialrechtsgebieten geltende System und löst bestehende
Widersprüche auf. Richtigerweise stellt das Gesetz aber klar, dass bei
der Bemessung der Verbandsgeldsanktion „die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Verbandes zu berücksichtigen“ sind (§15 Abs. 2 S. 1
VerSanG-E). Der durchschnittliche Jahresumsatz im Sinne des §9
Abs. 2 S. 2 VerSanG-E definiert mithin nur die Sanktionsobergrenze,
nicht aber die Höhe der konkreten Sanktion.

• Auch die (weiteren) Gründe für die Bemessung der Verbandsgeldsank­
tion werden präzisiert und den Besonderheiten der Sanktionierung von
Verbänden angepasst. Ausdrücklich als Bemessungsgründe genannt
werden die Vorkehrungen zur Vermeidung und Ermittlung von Ver­
bandstaten sowie das Bemühen des Verbandes, die Verbandstat aufzu­
decken und den Schaden wiedergutzumachen, sowie die nach der Ver-
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bandstat getroffenen Vorkehrungen zur Vermeidung und Aufdeckung
von Verbandstaten. Auch damit gewinnt die Compliance in Unterneh­
men eine neue Bedeutung.

• Der Verband verlässt die Rolle des Nebenbeteiligten und erhält mit
dem Status des Beschuldigten auch volle Verteidigungsrechte.

• Die Voraussetzungen und Folgen einer Kooperation zwischen beschul­
digtem Verband und Staatsanwaltschaften werden gesetzlich geregelt.

• Aus den informellen, weil gesetzlich nicht geregelten „internal investi­
gations“ wird ein gesetzlich vorstrukturiertes Rechtsinstitut: die ver­
bandsinternen Untersuchungen.

III. Eigenes Stammgesetz statt Überfrachtung des OWiG

Bereits diese beispielhafte Aufzählung zeigt, dass die notwendigen Ände­
rungen viel zu zahlreich und umfassend sind, als dass sie sich im Rahmen
des OWiG hätten umsetzen lassen. Zudem weichen viele der vorgesehenen
zentralen Änderungen -  Legalitätsprinzip, Einstellung unter Auflagen,
Sanktionsbemessung etc. -  derart vom inneren System des OWiG ab, dass
unter den Auspizien ein und desselben Gesetzes letztlich zwei inhaltlich
grundlegend verschiedene Rechtsmaterien entstanden wären. Demgegen­
über hat das in dem Entwurf gewählte Vorgehen eindeutig den Vorzug
größerer Klarheit und systematischer Stimmigkeit

IV. Verbleibende diskussionswürdige Punkte

Auch wenn der VerSanG-E ohne Zweifel einen großen, zukunftsweisen­
den Wurf darstellt, sollen im Folgenden einige Punkte fokussiert werden,
die im Versendungsschreiben des BMJV angesprochen worden sind und
die auch aus unserer Sicht weiterer Diskussion bedürfen:

• die in § 1 VerSanG-E vorgenommene Beschränkung auf Verbände, de­
ren Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist
(III.),

• das Auskunftsverweigerungsrecht ftir Mitarbeiter in §17 Abs. 1 Nr. 5
VerSanG-E (IV.),

• die Trennung zwischen verbandsinternen Untersuchungen und Vertei­
digung in § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E (V.) sowie

• die Regelung eines Regressausschlusses (VI.).
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C. Zur Beschränkung auf Verbände, deren Zweck auf einen wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gerichtet ist

I. Einschränkung des Anwendungsbereichs

Abweichend vom Vorentwurf umfasst der Referentenentwurf des
VerSanG nur Verbände, deren Zweck auf einen wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetrieb gerichtet ist (§ 1 VerSanG-E). Bei Verbänden, die eine wirt­
schaftliche Zielsetzung nur als Nebenzweck (dazu insbesondere 3.) verfol­
gen, soll das Gesetz dagegen keine Anwendung finden. Bei ihnen verbleibt
es bei einer Ahndung von Verstößen nach § 30 OWiG. Je nach Klassifizie­
rung des Verbandes gelten somit unterschiedliche Verfahren und Rechts­
folgen. Damit weicht der Referentenentwurf von anderen Gesetzesvor­
schlägen sowie von Regelungen im Ausland ab, die keine vergleichbare Be­
schränkung des sachlichen Anwendungsbereichs vornehmen (vgl. § 1
Abs. 2 Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, § 1 Abs. 1 Ent­
wurf des Landes Nordrhein-Westfalen eines Verbandsstrafgesetzbuch; § 1
Abs. 2 österreichisches Gesetz über die Verantwortlichkeit von Verbänden
für Straftaten).

Der Referentenentwurfbegründet diese Einschränkung damit, dass Ver­
bände, deren Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ge­
richtet ist, „regelmäßig in hohem Maße durch ehrenamtliches Engagement
gekennzeichnet (sind) und insbesondere gemeinnützigen Zwecken (die­
nen). Die Fortgeltung des durch das Opportunitätsprinzip geprägten Ord­
nungswidrigkeitenrechts soll der großen Bandbreite dieses ehrenamtlichen
Engagements insbesondere in Vereinen Rechnung tragen und den Verfol­
gungsbehörden eine größere Entscheidungsflexibilität einräumen.“9 Dem
stellt die Entwurfsbegründung Verbände gegenüber, deren „gewinnorien­
tierte Betätigung in einem von Konkurrenz geprägten Markt mit erhöhten
Risiken der Begehung von Straftaten durch Leitungspersonen und Mitar­
beiter einhergehen kann.“ Für diese Verbände bedürfe es über das OWiG
hinausgehender Regelungen, die den Gegebenheiten wirtschaftlicher Betä­
tigung Rechnung tragen. Dazu zählten insbesondere die Einführung des
umsatzbezogenen Sanktionsrahmens, die Berücksichtigung von Compli-
ance-Maßnahmen und die Aufnahme von Regelungen zu verbandsinter­
nen Untersuchungen. Hingegen sollen Verbände, „deren Zweck nicht auf
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, (...) nicht zu einer
Professionalisierung ihres Engagements und ihrer Aktivitäten gezwungen

9 Dazu und zum Folgenden Referentenentwurf S. 72.
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werden“, wie es in einer (nunmehr gestrichenen) Passage in der Begrün­
dung des Vorentwurfes heißt.10

10 Siehe zur Streichung Referentenentwurf S. 79.
11 Dazu M. Kubiciel, jurisPR-StrafR 21/2019 Anm. 1.

Diese Einschränkung des Anwendungsbereichs begegnet zwei Beden­
ken.

II. Sonderrecht für sämtliche Idealvereine nicht sachgerecht

Zunächst widerspricht die Ausklammerung von Idealvereinen dem Ziel
des VerSanG, Compliance-Maßnahmen zu fördern und Anreize für die
Aufklärung von Straftaten zu bieten. Warum solche Anreize bei allen Ver­
bänden ohne wirtschaftliche Zwecksetzung nicht sachdienlich sein sollen,
ist nicht nachvollziehbar. Zwar müssen die Anforderungen an ein effekti­
ves Compliance-Management-System bei Idealvereinen an deren konkrete
Gestalt und Tätigkeit angepasst werden. Das entspricht aber dem allgemei­
nen Grundsatz, dass bei den Anforderungen an ein Compliance-Manage-
ment-System stets auf die konkreten Umstände des Verbandes abgestellt
werden muss. Für einen kleinen Verein, der etwa eine Kleingartenanlage
betreut, Amateursport organisiert oder ein universitäres Institut fördert,
dürften in aller Regel keine Maßnahmen erforderlich sein, die über die oh­
nehin bestehenden vereinsrechtlichen Pflichten des Vorstandes und seiner
Mitglieder hinausgehen. Anstatt Idealvereine vollständig aus dem Anwen­
dungsbereich des VerSanG auszuklammern, sollte darüber nachgedacht
werden, die im Entwurf vorgesehene Regelung über das Absehen von Ver­
folgung wegen Geringfügigkeit (§35 VerSanG-E) an die Besonderheiten
von Verbänden geringer Größe anzupassen.11

Große Vereine wie etwa Sportverbände weisen hingegen eine erheblich
größere und komplexere Struktur sowie ein anderes Risikoprofil auf. Da­
her ist es wenig sachgerecht, diese aus dem Anwendungsbereich des
VerSanG auszuklammern, das in vielfacher Weise auf die Förderung von
Compliance und Integrität zugeschnitten ist. Zu einer übermäßigen Belas­
tung solcher „großen“ Idealvereine dürfte die Anwendung des VerSanG
nicht fuhren. Denn zum einen haben große Sportverbände und andere
Vereine dieser Dimension vielfach schon Compliance-Maßnahmen imple­
mentiert, die allenfalls nachgeschärft werden müssen. Zum anderen stellt
sich auch die Frage, was Idealvereine „gewinnen“, wenn sie weiterhin dem
Anwendungsbereich des OWiG unterworfen bleiben. Denn mit der Aus-
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gliederung aus dem VerSanG verlieren sie mit dem Beschuldigtenstatus
auch Verteidigungsrechte; zudem fehlen dem OWiG die vom VerSanG ge­
schaffenen Einstellungsmöglichkeiten und regelhaften Sanktionsmilde­
rungsmöglichkeiten. Eindeutig vorteilhaft ist das Rechtsregime des OWiG
folglich nur dann, wenn die Staatsanwaltschaft das Opportunitätsprinzip
für einen Verzicht auf Ermittlungen gegen einen Idealverein nutzt. Dies
wird aber gerade bei größeren Verbänden, in denen sich ein medienöffent­
licher Skandal ereignet, kaum mehr der Fall sein. Wird aber ein Verfahren
eröffnet, führt die Anwendung des OWiG aus Sicht des -  dann nur neben­
beteiligten -  (Sport-)Verbandes nicht nur zu Vorteilen, sondern auch zu
nicht unerheblichen Nachteilen.

III. Sonderregeln für Unternehmen der Daseinsvorsorge?

Anders als es in der Entwurfsbegründung anklingt, erfasst die Einschrän­
kungsklausel des § 1 VerSanG-E deutlich mehr Verbände als es auf den ers­
ten Blick erscheint; dies kann zu Rechtsanwendungs- und Wettbewerbsver­
zerrungen für Unternehmen führen, die auf demselben Markt tätig sind.

Ob ein wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird, soll sich nach den zu §§ 21,
22 BGB entwickelten Grundsätzen für die Unterscheidung zwischen ideel­
len und wirtschaftlichen Vereinen richten.12 Analysiert man die Rechtspre­
chung, die die Entwurfsbegründung zitiert, zeigt sich aber, dass nicht bloß
Idealvereine und andere Verbände mit ehrenamtlich tätigen Mitarbeitern
dem Anwendungsbereich entzogen werden. Aus dem Anwendungsbereich
des VerSanG fallen vielmehr sämtliche Unternehmen, die zur Erreichung
nicht wirtschaftlicher Ziele unternehmerische Tätigkeiten entfalten, sofern
letztere „dem nichtwirtschaftlichen Hauptzweck zu- und untergeordnet
und Hilfsmittel zu dessen Erreichung sind.“13 Das erfasst alle (öffentli­
chen) Unternehmen, die Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge er­
bringen, sobald die wirtschaftlichen Zwecke dem Zweck der Daseinsvor­
sorge als gleichgeordnet anzusehen sind. Beispiele sind Kreiskrankenhäu­
ser, landeseigene Kliniken oder kommunale Krankenhausträgergesellschaf­
ten, die teilweise als gemeinnützige Aktiengesellschaften geführt werden,
aber Umsätze in einem dreistelligen Millionenbereich aufweisen und mit
privaten Anbietern konkurrieren. Selbst Sparkassen müssten vom Anwen-

12 Referentenentwurf, S. 71.
13 BGH Beschluss v. 16.5.2017, II ZB 7/16, BGHZ 215, 69 ff. = NJW 2017, 1943.
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dungsbereich ausgeschlossen sein, da sie nicht primär gewinnorientiert ar­
beiten.14

14 Hierzu jüngst BGH Beschl. v. 11.12.2019 -  5 StR 486/19 = NStZ 2020, 271.

Bleibt es bei der Ausgestaltung des § 1 VerSanG-E, so könnten vergleich­
bare Unternehmen, die auf ein und demselben Markt tätig sind, unter­
schiedlichen Gesetzen unterworfen sein, ohne dass die in der Entwurfsbe­
gründung für die Unterscheidung genannten Gründe verfangen. Auch
wirtschaftende öffentliche Körperschaften und Unternehmen sind auf
einem von „Konkurrenz geprägten Markt“ tätig; vor allem aber können in
ihnen „Risiken der Begehung von Straftaten durch Leitungspersonen und
Mitarbeiter“ entstehen, denen das VerSanG mit der Förderung von Integri­
tät und Compliance entgegenwirken will. Die Ausklammerung solcher
Verbände durch § 1 VerSanG-E steht nicht nur im Widerspruch zur aus­
drücklichen Erfassung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts
(vgl. §2 Abs. 1 Nr. 1 b) VerSanG-E), sondern auch zu den Zielen des Ge­
setzgebers.

D. Zum Auskunftsverweigerungsrecht für Mitarbeiter in § 17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c
VerSanG-E

Der Gesetzentwurf sieht in § 17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c VerSanG-E vor, dass die
typisierte Strafmilderung einem Verband nur dann zugutekommt, wenn
die verbandsinternen Untersuchungen „unter Beachtung der Grundsätze
eines fairen Verfahrens durchgefiihrt wurden“. Hierfür soll Voraussetzung
u.a. sein, dass „Mitarbeiter vor ihrer Befragung darauf hingewiesen wer­
den, dass ihre Auskünfte in einem Strafverfahren gegen sie verwendet wer­
den können“ und ihnen „das Recht eingeräumt wird, die Auskunft auf sol­
che Fragen zu verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder die in § 52
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen gefährden
würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu
werden“.

I. Unklare arbeitsrechtliche Grundlage

Die Regelung über das Auskunftsverweigerungsrecht (§17 Abs. 1 Nr. 5
lit. c VerSanG-E) steht auf unsicherer arbeitsrechtlicher Grundlage. Ob
dem Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber arbeitsrechtlich ein Aus-
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kunftsverweigerungsrecht bezüglich solcher Umstände zusteht, die den Ar­
beitnehmer der Gefahr einer Verfolgung wegen einer Straftat oder Ord­
nungswidrigkeit aussetzen würden, ist höchstrichterlich nicht abschlie­
ßend geklärt und Gegenstand kontroverser Diskussion.15 In der Entwurfs­
begründung heißt es, dass § 17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c VerSanG-E mit Blick auf
die im Arbeitsrecht umstrittene Frage „Rechtssicherheit“ schaffe.16 Dies ist
jedoch schon deshalb kaum möglich, weil in §17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c
VerSanG-E keine (arbeitsrechtliche) Pflicht geschaffen wird, sondern ledig­
lich eine sanktionenrechtliche Obliegenheit: Für den Fall, dass der Ver­
band eine verbandsinterne Untersuchung in der Weise durchfuhren will,
die ihm eine Sanktionsrahmenmilderung ermöglicht, hat er den Befragten
das Recht einzuräumen, die Auskunft auf solche Fragen zu verweigern, de­
ren Beantwortung sie selbst oder die in § 52 Abs. 1 StPO bezeichneten An­
gehörigen gefährden würde.

15 D. Herrmann/F. Zeidler, Arbeitnehmer und interne Untersuchungen -  ein Balan­
ceakt, NZA, 2017, S. 1499 (1501) m.w.N.

16 Entwurfsbegründung, S. 101.

Die Regelung ist zudem in sich widersprüchlich. Bei den in § 17 Abs. 1
Nr. 5 VerSanG-E festgelegten Voraussetzungen soll es sich um „Grundsätze
des fairen Verfahrens“ handeln. Dies spricht dafür, dass nach Ansicht der
Entwurfsverfasser ein Auskunftsverweigerungsrecht für ein faires Verfah­
ren unverzichtbar ist, also generell im Arbeitsrecht gegenüber dem Arbeit­
geber bestehen muss. In die gegenteilige Richtung weist hingegen die For­
mulierung, dass der Arbeitgeber dem Befragten ein solches Recht „einräu­
men“ muss, damit der Verband in den Genuss der Sanktionsmilderung
kommen kann. Wenn ein Auskunftsverweigerungsrecht arbeitsrechtlich
besteht, dann hat der Arbeitgeber jedoch keinen Entscheidungsspielraum,
ob er dem Mitarbeiter ein Auskunftsverweigerungsrecht „einräumen“ oder
versagen möchte, sondern es kann lediglich um eine Verpflichtung gehen,
den Arbeitnehmer im Rahmen der internen Untersuchungen auf sein be­
stehendes Recht hinzuweisen. Die in § 17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c VerSanG-E ge­
troffene Regelung schafft also keineswegs Klarheit über das Bestehen eines
arbeitsrechtlichen Auskunftsverweigerungsrechts.

Die notwendige gesetzgeberische Entscheidung über das Bestehen eines
solchen Auskunftsverweigerungsrechts sollte auch nicht im VerSanG ge­
troffen werden, sondern gehört in das Arbeitsrecht. Die Entscheidung
über das Auskunftsverweigerungsrecht hat weitreichende arbeitsrechtliche
Folgen, etwa für die Möglichkeit einer Abmahnung oder Kündigung des
Arbeitnehmers, der nicht zur Aussage bereit ist. Diese Auswirkungen müs-
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sen im Rahmen einer arbeitsrechtlichen Regelung bedacht werden; die
Entscheidung einer so grundlegenden Frage des Arbeitsrechts kann nicht
durch die „Hintertür“ des VerSanG erfolgen.

II. Widersprüchlichkeit der Regelung mit Blick auf die Zielsetzungen des
VerSanG

Unabhängig davon läuft die im Entwurf vorgesehene Regelung sowohl
dem Interesse an einer Aufklärung von Verbandstaten als auch dem Schutz
von Arbeitnehmern zuwider. Die problematischen und letztlich wider­
sprüchlichen Konsequenzen der vorgeschlagenen Regelung sollen anhand
eines Beispiels verdeutlicht werden.

Beispiel: Arbeitgeber A erfährt, dass es in seinem Unternehmen Auffäl­
ligkeiten bei Auslandsgeschäften gibt. Eine Überprüfung der Unterlagen
zeigt, dass an Berater im Ausland auf Veranlassung des Mitarbeiters M ho­
he Summen gezahlt wurden. A lehnt Korruption ab und möchte heraus­
finden, ob die Zahlungen eine tatsächlich erbrachte Leistung zum Gegen­
stand hatten oder ob es sich um Bestechungszahlungen handelte. Sollte
letzteres der Fall sein, möchte A die Zahlungen zurückfordern und den
Sachverhalt der Staatsanwaltschaft melden. Selbstverständlich möchte er
von der Möglichkeit eines Sanktionserlasses profitieren. A bittet M zum
Gespräch.

Konstellation 1: M verweigert nach Belehrung die Auskunft

• Folge für A: A erhält keine Informationen über den Ablauf der Zahlun­
gen. Er kann die Straftat, die möglicherweise aus seinem Unternehmen
heraus begangen wurde, nicht rekonstruieren und damit weder deren
Folgen beseitigen noch existierende kriminogene Strukturen beseiti­
gen.

• Folge für die Staatsanwaltschaft: Sie erhält keine Informationen.
• Folge für M: Er setzt sich der Gefahr aus, dass der Arbeitgeber die „Ko­

operationsverweigerung“ mindestens informell sanktioniert.

Ausweislich der Entwurfsbegründung ist es das zentrale Ziel des VerSanG,
Wirtschaftskriminalität wirksam zu bekämpfen. Als wesentliche Bedin­
gung für die Rückkehr des Verbandes in die Rolle eines „good corporate
citizen“ wird die verbandsinterne Aufklärung und Aufarbeitung von Straf­
taten angesehen. Ein wesentlicher Bestandteil jeder verbandsinternen Un­
tersuchung ist die Befragung von Mitarbeitern; oft können nur sie dem Ar­
beitgeber die notwendigen Auskünfte über Abläufe und Hintergründe der
Ereignisse geben. Durch die Einräumung eines Auskunftsverweigerungs-
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rechts wird dem Arbeitgeber eine entscheidende Möglichkeit zur Aufklä­
rung des Sachverhalts -  und damit auch zur Wahrnehmung der Interessen
des Unternehmens und zur Verhinderung künftiger Straftaten -  genom­
men. Auf diese Weise werden die Ziele eines Verbandssanktionengesetzes
konterkariert.

Konstellation 2: M wird belehrt, sagt jedoch aus, da er im Unterneh­
men bleiben möchte und im Falle einer Auskunftsverweigerung dort
keine Zukunftsperspektive sieht.

Konstellation 3: M wird nicht belehrt, da A den Sachverhalt aufklä­
ren möchte und bereit ist, auf die Sanktionsmilderung zu verzichten.
M sagt aus.

• Folge für M in beiden Konstellationen: Seine Aussagen können in
einem Strafverfahren gegen ihn verwertet werden.

• Folge für das Unternehmen in Konstellation 3: Es erhält keine Sankti­
onsrahmenreduzierung, obwohl M aussagt und dies der Aufklärung
dient.

Die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Regelung ist auch nicht geeignet,
Verbandsmitarbeiter wirksam vor einer Selbstbelastung zu schützen und
damit ein „faires Verfahren“ sicherzustellen.

Für den Mitarbeiter kann es eine Vielzahl von Gründen (und indirekten
Zwängen) geben, sich trotz der Belehrung über ein Auskunftsverweige­
rungsrecht gegenüber seinem Arbeitgeber zu äußern (2. Konstellation).
Insbesondere aber wird der Arbeitgeber durch das Anreizmodell des § 17
Abs. 5 Nr. 1 VerSanG-E nicht dazu verpflichtet, den Mitarbeiter über sein
Auskunftsverweigerungsrecht zu belehren. Wird gegen einen Verband et­
wa gleichzeitig auch in den USA ermittelt, so liegt es nahe, dass auf eine
entsprechende Belehrung der Mitarbeiter verzichtet wird, um zu vermei­
den, dass die umfassende Kooperationsbereitschaft des Verbandes von den
ausländischen Ermittlungsbehörden in Frage gestellt wird. Für den Mitar­
beiter hat dies regelmäßig zur Folge, dass er sich gegenüber seinem Arbeit­
geber zur Aussage verpflichtet sieht und seine Angaben dann in einem
Strafverfahren gegen ihn verwendet werden können. Das Anreizmodell
des § 17 VerSanG-E legt also den Schutz des Mitarbeiters allein in die Hän­
de des Verbandes. Die rechtsstaatlich bedenkliche Situation -  eine ohne
Belehrung erfolgte Aussage wird im Strafverfahren verwendet -  löst der
Entwurf damit gerade nicht auf; er wird also den eigenen Ansprüchen an
die Wahrung prozessualer Fairness nicht gerecht.
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III. Vorzugswürdige Konzeption: Beweisverwertungsverbot

Die Konzeption des Entwurfs beruht im Übrigen auf der falschen Prämis­
se, dass sich die rechtsstaatlich relevanten Probleme bereits auf der „Aus­
kunftsebene“ stellen. Im Verhältnis zwischen den hier involvierten Privat­
personen -  dem Mitarbeiter und dem Verband -  findet jedoch der rechts­
staatliche Grundsatz der strafprozessualen Selbstbelastungsfreiheit keine
Anwendung. Interne Untersuchungen sollen schließlich nicht Teil eines
Strafverfahrens sein, sondern primär der verbandsinternen Aufklärung
möglicher Straftaten dienen. Um eine vollständige Aufarbeitung von Ver­
ba ndsstr a ftaten und die Bekämpfung kriminogener Verbandsstrukturen zu
erreichen, sollte im Arbeitsrecht eine grundsätzliche Verpflichtung des Ar­
beitnehmers auch zu selbstbelastenden Auskünften gegenüber dem Arbeit­
geber festgelegt werden.

Das für die betroffenen Arbeitnehmer meist im Vordergrund stehende
Problem, sich selbst einer Strafverfolgung auszusetzen, ist auf der Ebene
der Verwertung der Aussagen durch staatliche Ermittlungsbehörden zu lö­
sen. Erst hier kommt das Prinzip der Selbstbelastungsfreiheit (nemo tenetur
se ipsum accusare} zur Geltung. Diesem Grundsatz kann am besten durch
die gesetzliche Schaffung eines Beweisverwertungsverbots in Bezug auf
selbstbelastende Angaben des Arbeitnehmers im Rahmen interner Ermitt­
lungen Rechnung getragen werden; danach bleibt der Mitarbeiter gegen­
über dem Arbeitgeber zur Auskunft verpflichtet, seine Angaben dürfen je­
doch in einem Strafverfahren gegen ihn nicht gegen seinen Willen verwer­
tet werden. Eine solche Regelung hat für alle Beteiligten Vorteile:

• Der Verband ist in der Lage, Straftaten in seinem Unternehmen aufzu­
klären sowie deren Folgen und Ursachen zu beseitigen.

• Die Strafverfolgungsbehörden erhalten Zugang zu den Angaben des
Mitarbeiters.

• Der Mitarbeiter wird davor geschützt, dass seine selbstbelastende Aussa­
ge in einem Strafverfahren gegen ihn verwertet wird.

Die in der Entwurfsbegründung gegen ein Beweisverwertungsverbot erho­
benen Einwände sind demgegenüber nicht überzeugend.

Einwand 1: „Ein Beweisverwertungsverbot würde die Entscheidung über die
Verwertbarkeit der Interviewprotokolle weitgehend in die Hände der priva­
ten Untersuchungsführer legen. Eine Dispositionsbefugnis Privater über die
Zulässigkeit strafverfahrensrechtlicher Maßnahmen liefe aber der gebotenen
Effektivität der Strafverfolgung zuwider.“
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Ein Beweisverwertungsverbot würde dazu führen, dass die Angaben des
Mitarbeiters in einem Strafverfahren gegen ihn nicht verwertet werden kön­
nen. Im Verfahren gegen den Verband könnten seine Auskünfte jedoch
von den Strafverfolgungsbehörden genutzt werden. Damit liegt die Ver­
wertbarkeit der Interviewprotokolle gerade nicht in den Händen der priva­
ten Untersuchungsführer. Wird dem Mitarbeiter hingegen nach dem Mo­
dell des § 17 Abs. 1 Nr. 5 lit. c VerSanG-E ein Auskunftsverweigerungsrecht
eingeräumt, so liegt es tatsächlich „in seinen Händen“, welche Informatio­
nen die Strafverfolgungsbehörden erhalten.

2. Einwand: „Der Zwang zur Selbstbelastung oder zur Belastung Angehöri­
ger bildet ein starkes Motiv für eine Falsch aussage. Flicht jede unter Zwang
getätigte Aussage ist falsch, neuere empirische Befunde legen jedoch nahe,
dass das Risiko einer Falschaussage unter Zwang deutlich ansteigt. Zeugen­
aussagen, die unter einem Zwang zur Selbstbelastung zustande gekommen
sind, wird daher ein geringerer Beweiswert zugeschrieben. Deshalb sollen in
Verfahren zur Aufklärung von Straftaten Befragungen, die einen vermeintli­
chen Zwang zur Selbstbelastung nutzen, nicht zu der Milderung der Sankti­
on nach § J7führen.“

Auch dieser Einwand beruht letztlich auf einem falschen Verständnis der
verbandsinternen Untersuchung. Der Gedanke, dass selbstbelastende Aus­
sagen in ihrem Beweiswert eingeschränkt seien, spricht nicht gegen das
Einholen von Auskünften im Rahmen verbandsinterner Untersuchungen.
Schließlich sind die Aussagen hier nicht Gegenstand einer gerichtlichen
Beweiswürdigung und Grundlage einer strafrechtlichen Verurteilung, son­
dern vor allem mögliche Ansatzpunkte für weitere Nachforschungen in­
nerhalb des Verbandes. Dass der Entwurf dem Verband die Sanktionsmil­
derung dann verweigern möchte, wenn er durch das gewählte Verfahren
bewusst Falschaussagen provoziert (vgl. Entwurf S. 98), ist ein nachvoll­
ziehbarer Gedanke; die Einräumung eines generellen Auskunftsverweige­
rungsrechts für Mitarbeiter würde jedoch voraussichtlich einen wesentlich
größeren Informationsverlust für die Strafverfolgung bewirken als die im
Einzelfall zwecks Selbstentlastung „gefärbte“ Aussage eines zu Angaben
verpflichteten Arbeitnehmers. Außerdem ist es in Bezug auf ein Strafver­
fahren kein Grundsatz des Beweisrechts, dass weniger verlässliche Anga­
ben aus dem Verfahren eliminiert werden müssten; die Beurteilung ihrer
Glaubhaftigkeit obliegt vielmehr letztlich dem Gericht (§ 261 StPO).

Im Übrigen würde § 17 Abs. 1 Nr. 5 VerSanG-E die Verwertung selbst­
belastender Aussagen von Mitarbeitern, die sich zu einer solchen Aussage
für verpflichtet hielten, gerade nicht ausschließen. § 17 VerSanG-E ist als
Anreizmodell konzipiert und schafft somit keine Pflicht zur Belehrung
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über ein Auskunftsverweigerungsrecht. Auch wenn der Vertreter des Ver­
bandes den Arbeitnehmer nicht über seine Rechte belehrt hat, können
nach dem Modell des VerSanG-E die Aussagen von den Strafverfolgungs­
behörden verwertet werden. Das Problem der Einbeziehung von unverläss­
lichen Angaben in das staatliche Ermittlungsverfahren wird durch § 17
VerSanG-E also gerade nicht behoben.

IV. Ergebnis

• Der Entwurf klärt die Frage nach dem Bestehen eines arbeitsrechtli­
chen Auskunftsverweigerungsrechts bezüglich selbstbelastender Anga­
ben -  entgegen der Entwurfsbegründung -  gerade nicht. Eine so
grundlegende arbeitsrechtliche Frage sollte auch nicht im VerSanG ge­
regelt werden, sondern im Arbeitsrecht.

• Die Annahme eines Auskunftsverweigerungsrechts ist kein „rechtsstaat­
licher“ Gewinn; diese Annahme vermengt die Anliegen unternehmens­
interner Aufklärung und staatlicher Strafverfolgung.

• Die Lösung über ein Auskunftsverweigerungsrecht wird weder den In­
teressen des Mitarbeiters noch denen des Arbeitgebers oder der Straf­
justiz gerecht. Sie läuft den Zielen eines auf Vermeidung künftiger
Straftaten gerichteten Verbandssanktionenrechts zuwider.

• Ein Beweisverwertungsverbot im Strafverfahren gegen den Mitarbeiter
löst hingegen die meisten der aufgeworfenen Probleme.

£. Zur Trennung zwischen verbandsinternen Untersuchungen und Verteidigung
in § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E

Eine weitere kontroverse Frage betrifft die Mitwirkung des Verteidigers
des Verbandes an den internen Untersuchungen. § 17 Abs. 1 Nr. 2
VerSanG-E schließt eine Sanktionsmilderung nach §18 VerSanG-E aus,
wenn die Person, die die internen Untersuchungen durchgeführt hat, Ver­
teidiger des Verbandes oder eines Beschuldigten ist17, dessen Verbandstat
dem Sanktionsverfahren zugrunde liegt.

17 Nach dem Wortlaut von § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E entfällt die Vergünstigung
nach § 18 VerSanG-E nur dann, wenn der Untersuchungsführer im Zeitpunkt des
Verfahrens gegen den Verband dessen Verteidiger (oder derjenige des Beschuldig­
ten der Anlasstat) ist. Wenn er während der internen Untersuchung zugleich Ver-
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I. Das Konzept des Entwurfs

Der Entwurf will damit eine strikte Trennung zwischen den Rollen des
Untersuchungsführers und des Verteidigers herbeiführen. Dies entspricht
seiner Konzeption, wonach interne Untersuchungen ein in die Hände von
Privatpersonen gelegter (und unter Umständen zeitlich vorgelagerter) Teil
der Strafverfolgung sein sollen: Sie können „...die Sachverhaltsaufklärung
durch die Justizbehörden unterstützen und hierzu einen wertvollen Bei­
trag leisten“ (Begr. S. 98). Bei einem solchen Verständnis der internen Un­
tersuchungen würde eine Person, die gleichzeitig die Bemühungen der
Justizbehörden unterstützen und die Verteidigung des Verbandes führen
soll, in einen schwer auflösbaren Rollenkonflikt geraten.* * * 18 Dies gilt unab­
hängig davon, dass die Staatsanwaltschaft nicht zu einseitig auf Bestrafung
gerichteten, sondern zu be- und entlastenden Ermittlungen verpflichtet ist
(§ 160 Abs. 2 StPO). Zwar wird auch eine interne Untersuchung meist zu­
nächst darauf abzielen, eine möglichst breite Informationsgrundlage für
weitere Entscheidungen der Verbandsleitung zu schaffen. Jedoch kann es
das Verteidigungsinteresse des Verbandes nahelegen, die Ermittlungen
später (oder auch von Anfang an) auf eine bestimmte Version der fragli­
chen Vorgänge zu konzentrieren oder einzelne Personen als verantwort­
lich für ein Fehlverhalten des Verbandes zu charakterisieren und damit
gleichzeitig andere Personen zu entlasten. Ein Verteidiger hat solche Vor­
gaben seines Mandanten -  im Rahmen der rechtlichen Grenzen -  zu befol­
gen; ein der ganzen Wahrheit verpflichteter Untersuchungsführer darf dies
nicht. Auch und gerade ein redlicher und pflichtbewusster Verteidiger
kann also durch eine Doppelrolle in einen unauflösbaren Interessenkon­
flikt gedrängt werden, den er als Rechtsanwalt gerade vermeiden muss
(vgl. § 43a Abs. 4 BRAO; § 356 StGB).

leidiger war, die Verteidigung vor (oder während?) des Sanktionsverfahrens aber
niedergelegt hat, würde zwar die Ratio, nicht aber der Wortlaut der Regelung die
Vergünstigungswirkung der internen Untersuchung ausschließen.

18 Demgegenüber hatte §18 Abs. 1 Satz 1 des Kölner Entwurfs eines Verbandssank­
tionengesetzes (NZWiSt 2018, 1) interne Untersuchungen verstanden als „Maß­
nahmen zur Aufklärung verbandsbezogener Zuwiderhandlungen, die im Auftrag
des Verbandes durchgeführt werden“. In einem solchen Konzept ist eine Perso­
nalunion von Untersuchungsführer und Verteidiger des Verbandes unproblema­
tisch.

Angesichts dieses Rollenkonflikts ist es jedenfalls psychologisch richtig,
wenn die Entwurfsbegründung (S. 99) ausführt, dass Untersuchungsergeb­
nisse, die ein Verteidiger vorlegt, von den staatlichen Justizbehörden mit
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gewissen Vorbehalten bezüglich ihrer Vollständigkeit und Glaubhaftigkeit
betrachtet werden, was den Wert der Untersuchungen für die Vorberei­
tung der Strafverfolgung mindert.

II. Einwände

Dass ein Verband eine Sanktionsmilderung nur erhalten kann, wenn sein
Verteidiger nicht gleichzeitig die internen Untersuchungen durchführt,
beschränkt indirekt die Berufsausübungsfreiheit des Rechtsanwalts, der be­
reit wäre, beide Funktionen gleichzeitig zu übernehmen. Indes kann die
Berufsausübungsfreiheit durch Gesetz geregelt werden, und Einschränkun­
gen sind zulässig, wenn sie einem rationalen Zweck dienen und nicht un­
verhältnismäßig sind. Dies ist hier der Fall: Der Gesetzgeber will durch die
Limitierung der Betätigungsmöglichkeit von Rechtsanwälten im Zusam­
menhang mit internen Untersuchungen naheliegende Interessenkonflikte
vermeiden.

Man könnte allerdings erwägen, dass die in § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E
vorgesehene Regelung deshalb nicht notwendig sei, weil bereits die in § 17
Abs. 1 Nr. 3 und 4 VerSanG-E vorgesehenen umfangreichen Pflichten zur
Kooperation mit der Staatsanwaltschaft und zur Übergabe aller Ergebnisse
der Untersuchungen hinreichend dafür sorgen, dass der Untersuchungs­
führer, auch wenn er gleichzeitig Verteidiger des Verbandes ist, die Unter­
suchungen objektiv und vollständig durchführt, da andernfalls die Justiz­
behörden eine Strafmilderung mit Blick auf § 17 Abs. 1 VerSanG-E (kein
wesentlicher Beitrag zur Aufklärung der Verbandstat) ablehnen könnten.
Um ausreichend gesicherte Feststellungen über den Umfang und die Qua­
lität der internen Untersuchungen treffen zu können, müsste die Staatsan­
waltschaft jedoch zunächst die gesamten Untersuchungsergebnisse kritisch
überprüfen und häufig zusätzliche eigene Ermittlungen in dem Verband
anstellen. Damit wäre jedoch der Zweck der internen Untersuchungen,
der Justiz für die Aufklärung des Falles in möglichst verlässlicher Weise
„zuzuarbeiten“, verfehlt. Daher liegt es zumindest im Ermessen des Gesetz­
gebers, nur die Verbindung von einer Untersuchung durch einen neutra­
len Untersuchungsführer und einer vollständigen Kooperations- und In­
formationspflicht mit der Strafverfolgungsbehörde als ausreichende Ge­
währ für eine vollständige und damit prämiierungsfahige interne Untersu­
chung anzusehen.
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III. Entscheidungsfreiheit des Verbandes oder Vorgabe durch den
Gesetzgeber?

Wie oben dargelegt, passt eine Trennung der Rollen von Untersuchungs­
führer und Verteidiger, wie in § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E vorgesehen, zu
der Ausgestaltung der internen Untersuchungen als (vorweggenommene
oder gleichzeitige) Ermittlungshilfe für die Staatsanwaltschaft. Es dürfte in
vielen Fällen auch für den Verband selbst ratsam sein, Untersuchungsfüh­
rung und Verteidigung getrennt zu halten, da Interessenkonflikte jederzeit
auftreten können. Es bleibt dann nur die Frage, ob das Gesetz die Rollen­
trennung -  durch die Verknüpfung mit der Möglichkeit der Sanktionsmil­
derung nach § 18 VerSanG-E -  vorgeben oder die Frage der Einsicht des
Verbandes überlassen soll. Für die letztgenannte Lösung spricht, dass
durch sie die Autonomie des mit den Kosten belasteten Verbandes in die­
ser Frage bestehen bleibt, so dass für Fälle, in denen ein Interessenkonflikt
nicht zu befürchten ist, eine einfache und kostengünstige interne Untersu­
chung möglich ist. Möglich bleibt sie allerdings auch in dem Anreiz-Mo­
dell des §17 VerSanG-E, nur dass der Verband dann nicht die in §18
VerSanG-E festgeschriebene Sanktionsmilderungsfolge erwarten kann. Für
eine (in diesem Umfang) verbindliche Regelung spricht, dass der Gesetzge­
ber ein berechtigtes Interesse daran haben kann, typischerweise drohende
Interessenkonflikte von vornherein zu verhindern, ähnlich wie das etwa in
§ 146 StPO durch das Verbot der Mehrfachverteidigung geregelt ist.

IV. Einzelfragen

Auch wenn das Grundmodell des § 17 Abs. 1 VerSanG-E nach diesen Er­
wägungen vorzugswürdig ist, mindestens aber im Rahmen des gesetzgebe­
rischen Ermessens liegt, bleiben noch drei Einzelfragen bezüglich der Aus­
gestaltung der gesetzlichen Regelung zu erörtern.

1. Untersuchungen durch die Verbandsleitung?

Nach § 16 VerSanG-E kann auch „der Verband selbst“, faktisch also die
Verbandsleitung, interne Untersuchungen durchführen. Dies erscheint aus
Gründen der Kostenersparnis bei weniger gravierenden Vorwürfen auch
durchaus sinnvoll. In diesem Fall „soll“ das Gericht jedoch -  bei Vorliegen
der übrigen Voraussetzungen -  die Verbandssanktion nach §18 VerSanG-
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E mildern, obwohl bei einer Durchführung der Untersuchungen durch
den Leiter des Verbandes oder seinen innerbetrieblichen Beauftragten die
Gefahr von Interessenkonflikten mindestens in demselben Maße besteht
wie bei einer Personalunion von Untersuchungsführer und Verteidiger. Es
wäre daher zu erwägen, ob man nicht auch in diesem Fall die Strafmilde­
rung allein in dem Rahmen von § 15 Abs. 3 Nr. 7 VerSanG-E vorsieht. Da­
mit wäre ein noch stärkerer Anreiz für die Einschaltung eines externen,
objektiven Untersuchungsführers gegeben.

2. Ausdehnung von § 17 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E auf Anwaltssozietäten?

Die Regelung über die Trennung der Funktionen in §17 Abs. 1 Nr. 2
VerSanG-E bezieht sich ausschließlich auf einzelne Personen. Nach der Be­
gründung des Entwurfs (S. 99) soll es daher möglich sein, „dass mit der
verbandsinternen Untersuchung eine Kanzlei beauftragt wird, der auch
der Verteidiger des Verbandes oder des Beschuldigten angehört“. Damit
setzt der Entwurf großes Vertrauen in die Bereitschaft und Fähigkeit von
Anwälten, die in einer Sozietät miteinander verbunden sind, ihre Tätigkei­
ten und die mit ihnen verbundenen Informationen strikt voneinander ge­
trennt zu halten. Die in dem Entwurf hierfür nur andeutungsweise ge­
nannten „organisatorischen Vorkehrungen“ (S. 99) sollten dann allerdings
näher festgelegt und ihre Einhaltung auch kontrolliert werden, zumal die
allgemeinen Anforderungen an sog. „Screening“ Maßnahmen im anwaltli­
chen Berufsrecht bislang nicht geklärt sind.19 Außerdem müssen die in
den beiden Mandaten wahrzunehmenden Interessen jeweils präzise fixiert
und voneinander abgegrenzt werden.

19 Dazu M. Henssler in: Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl. 2019, § 3 BORA, Rn. 28.

3. Beschlagnahmeverbot beim Untersuchungsführer?

Das Beschlagnahmeverbot in Bezug auf Unterlagen bei einem Rechtsan­
walt wird in § 97 Abs. 1 Nr. 3 StPO idF des Entwurfs auf solche Unterlagen
beschränkt, die dem Vertrauensverhältnis des Beschuldigten zu dem
Rechtsanwalt zuzurechnen sind. Damit bleiben Unterlagen bei dem Un­
tersuchungsführer einschließlich seiner Aufzeichnungen über Angaben
von Zeugen -  mit Ausnahme der schweigeberechtigten Leitungspersonen
des Verbandes -  der Beschlagnahme im Ermittlungsverfahren ausgesetzt
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(Begr. S. 138). Die strikte Trennung zwischen den Bereichen von Verteidi­
gung und Untersuchungsführung, die der Entwurf zu verwirklichen an­
strebt, sollte freilich Anlass dazu geben, diese Lösung zu überdenken.
Wenn dem Untersuchungsführer eine vollständige, neutrale Aufklärung
angesonnen wird, sollten die Angaben, die die Mitarbeiter des Verbandes
ihm gegenüber im Vertrauen auf seine neutrale Stellung machen, in sei­
nem Bereich bleiben und nicht gegen seinen Willen von der Staatsanwalt­
schaft beschlagnahmt werden können.20 Die wesentlichen Ergebnisse sei­
ner Untersuchungen hat er ohnehin nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 VerSanG-E der
Staatsanwaltschaft mitzuteilen.

20 In diesem Sinne auch § 18 Abs. 2 Kölner Entwurf: „Aufzeichnungen über interne
Untersuchungen unterliegen nicht der Beschlagnahme.“

F. Regelung eines Regressausschlusses

Wird gegen den Verband eine Verbandsgeldsanktion verhängt, so stellt
sich die Frage, ob der Verband die verantwortliche Leitungsperson in Re­
gress nehmen kann. Der Entwurf äußert sich zu dieser Frage nicht. Eine
solche Regressmöglichkeit würde jedoch die Ziele des Verbandssanktio­
nengesetzes konterkarieren. Die Ahndung von Verbänden beruht auf der
Annahme, dass aus dem Verband heraus begangene Delikte oft Ausdruck
kriminogener Strukturen und systematischer Fehlentwicklungen sind. Der
präventive Anreiz für den Verband würde unterlaufen, wenn sich der Ver­
band durch den Rückgriff auf einzelne Leitungspersonen bzw. deren Ver­
sicherungen finanziell schadlos halten könnte.

Ein Regress wäre nicht nur mit den Grundgedanken des VerSanG-E un­
vereinbar, sondern würde sich auch nicht in das System der Sanktionsvor­
schriften einfügen. Die Höhe der Verbandsgeldsanktion richtet sich gern.
§15 Abs. 2 VerSanG-E nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Ver­
bandes. Bei der Bemessung „wägt das Gericht Umstände, insoweit sie für
und gegen den Verband sprechen, gegeneinander ab.“ Entscheidend für
die Bestimmung der Sanktion sind insbesondere die Existenz von Compli-
ance-Maßnahmen sowie die Durchführung verbandsinterner Untersu­
chungen. Auf diese Kriterien hat der Mitarbeiter jedoch keinen Einfluss;
sie liegen allein in der Verantwortung des Verbandes.

Sowohl im österreichischen Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (§11
öVbVG) als auch im Kölner Entwurf wird aus den genannten Gründen ein
Regressausschluss formuliert. Um Rechtsunsicherheit im Bereich der zivil-
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rechtlichen Haftung zu vermeiden, sollte ein Verbandssanktionengesetz
die Möglichkeit eines Rückgriffs bei Mitarbeitern ausdrücklich ausschlie­
ßen. Eine Formulierung könnte -  in Anlehnung an § 10 Kölner Entwurf-
lauten:

„Dem Verband steht kein Ersatzanspruch gegen Leitungspersonen oder Mit­
arbeiter wegen einer gegen ihn verhängten Sanktion nach diesem Gesetz
zu.“
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